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Der vorliegende Bericht befasst sich mit Instrumenten zur Gestaltung der Rahmenbe-
dingungen eines ressourcenschonenden Wirtschaftens. Er benennt konkrete Optionen 
für einen Policy Mix, der Suchprozesse anregt, Investitionen auslöst und Anreize für 
den Konsum  ressourceneffizienter Güter gibt. Dafür geeignete Instrumente werden im 
Hinblick auf ihre Vor- und mögliche Nachteile im Detail analysiert. Es wird untersucht, 
inwieweit damit Hemmnisse und Mechanismen des Marktversagens überwunden wer-
den können, die Innovationen für eine Reduktion des globalen Materialaufwands ent-
gegenstehen. Der Bericht baut dabei auf den vorgängigen Arbeitsschritt (AS 3.1) auf, 
in dem nicht nur Hemmnisse und Mechanismen des Marktversagens untersucht wor-
den sind, sondern auch die Auswahl von Instrumenten begründet wurde (Bleischwitz / 
Jacob et al. 2009). Der vorliegende Bericht analysiert ordnungsrechtliche, fiskalische, 
innovations- und außenhandelspolitische Instrumente sowie ein internationales Bran-
chenabkommen.  
Für jedes der gewählten Instrumente werden Folgenabschätzungen zu den direkten 
und indirekten Wirkungen vorgelegt. Dabei werden die ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Wirkungen und Nebenwirkungen analysiert sowie Überlegungen zu der 
institutionellen Machbarkeit erörtert. Um diese Folgenabschätzungen konkret zu fas-
sen, wurde die Instrumentenentwicklung jeweils auf bestimmte Rohstoffe und Bran-
chen hin bezogen – letztere sind exemplarisch zu verstehen und dienen dazu, die 
technische, ökonomische und institutionelle Machbarkeit sowie Schwierigkeiten und 
Grenzen der Steuerungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Soweit in diesem Zusammenhang 
rechtliche Überlegungen angestellt werden, stellen sie keine abschließende Prüfung 
dar sondern sollen allenfalls auf ausgewählte juristische Probleme hinweisen. Damit 
soll ein Beitrag zur realen Entwicklung der Ressourcenpolitik und einem nationalen 
Plan für nachhaltiges Ressourcenmanagement in Deutschland und Europa geleistet 
werden.  
Das folgende Kapitel dient als einleitender Überblick. Es wird diskutiert, ob der Staat 
steuernd in die Nutzung von Ressourcen eingreifen soll, welche Ziele damit verfolgt 
werden können und nach welchen Leitlinien eine Ressourcenpolitik folgen könnte. Es 
beschreibt die Entstehung des Politikfeldes, ihren Gegenstand, Ziele und Leitlinien. Es 
wird herausgearbeitet, dass es kein einzelnes Instrument gibt, dass in der Lage wäre, 
alle Hemmnisse und alle Ziele gleichzeitig zu bedienen. Eine effektive und effiziente 
Strategie zur Steigerung der Ressourceneffizienz betreibt das Zusammenwirken von 
verschiedenen Steuerungsansätzen. Auf den verschiedenen politischen Ebenen und 
Politikfeldern kann eine effektive und effiziente Strategie entwickelt werden, die hinrei-
chende und  zielgerichtete Anreize für die Wirtschaftssubjekte bieten. Ressourcenpoli-
tik ist über eine umweltpolitische Aufgabe hinaus wirtschafts- und industriepolitisch, 
innovations- und handelspolitisch zu unterstützen. Erst durch eine konsistente Politikin-
tegration werden Suchprozesse und Investitionsanstrengungen von Unternehmen und 
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Konsumenten in eine Richtung angeregt, die Ressourcen schont, damit von der Ex-
traktion über Transporte und Verarbeitung bis zur Entsorgung an vielen Stellen die 
Umwelt entlastet und zugleich die Wettbewerbsfähigkeit verbessert wird. Der Zusam-
menhang mit einer ökologischen Industriepolitik wird dabei kurz erörtert. Abschließend 
werden die Gestaltungselemente der untersuchten Instrumente dargelegt. 
Die Folgekapitel analysieren die jeweiligen Instrumente im Detail; dabei sollen die um-
fassenden Ergebnisse der Folgenabschätzungen als Hintergrundinformationen zu den 
verschiedenen Teilaspekten erwartbarer Wirkungen verstanden und herangezogen 
werden. In diesen Folgenabschätzungen werden die Wirkungen auf die Ressourcenef-
fizienz, insbesondere Innovationswirkungen, die rechtliche und institutionelle Machbar-
keit, die ökonomischen und sozialen Kosten und Nutzen sowie mögliche weitere Fol-
gen etwa im Wechselspiel mit anderen Umweltzielen beleuchtet. Jedes Kapitel folgt 
einem vergleichbaren Aufbau; der konkrete Umsetzungsvorschlag folgt aus der Analy-
se. Bei der Analyse war die Durchführung von zwei Juristenworkshops zu „Rechtsfra-
gen der Ressourcenpolitik“ besonders hilfreich; allen Beteiligten gilt unser Dank. Be-
sonderer Dank gilt Joachim Sanden, der bei der Endredaktion juristischer Abschnitte 
wertvolle Hinweise geben konnte. Eine Rechtsförmlichkeitsprüfung oder Rechtsfolgen-
abschätzung sind nicht Gegenstand dieses Berichts. 
Über diesen Bericht hinaus werden einem weiteren Arbeitsschritt in AP3 die Erkennt-
nisse der Instrumentenentwicklung am Beispiel des Stoffstroms Phosphor erprobt und 
weiter entwickelt (AS3.3). 
Zu erwähnen ist, dass der vorliegende Meilensteinbericht im Zusammenhang mit den 
entsprechenden Berichten aus MaRess AP4 (Ressourcenpolitik auf Unternehmens-
ebene) und 12 (Konsumenten- und kundennahe Ressourcenpolitik) steht, die parallel 
entsprechende Berichte erarbeiten. Diese sollen als Bausteine einer umfassenden und 
anspruchsvollen Strategie zur Erhöhung der Materialeffizienz und Schonung natürli-
cher Ressourcen und Einstieg in ein nachhaltig umweltverträgliches Wirtschaften ver-
standen werden. 
Unser Dank gilt schließlich den zahlreichen und wertvollen Hinweisen der Gutachter 
des Berichts sowohl der Projektkoordinatoren Kora Kristof und Peter Hennicke, dem 
Fachbegleiter des UBA Michael Golde sowie Michael Angrick und den weiteren Teil-
nehmern des Forums V der Konferenz Ressourceneffizienz, die am 05.10.2010 in Ber-
lin stattfand. 




1 Aufgaben und Ziele der Ressourcenpolitik 
Soll der Staat steuernd in die wirtschaftliche Nutzung von Rohstoffen eingreifen? Oder 
soll dies weiterhin den Märkten überlassen werden, weil knappe Ressourcen dort  mit-
tels des Preismechanismus effizient alloziert werden? Soll sich der Staat mit seiner 
Umweltpolitik auf die Regulation von Emissionen in die Umwelt beschränken? Auf die-
se Fragen werden unterschiedliche Antworten gegeben, sie waren und sind Gegen-
stand vieler Debatten. Auf der einen Seite wird argumentiert, dass Unternehmen und 
Märkte viel eher dazu in der Lage sind, einen effizienten Umgang mit Ressourcen si-
cher zu stellen. Dort sind die dafür notwendigen Informationen und Technologien vor-
handen. Aus dem Wettbewerb ergeben sich immer neue Anreize aus möglichst gerin-
gem Einsatz von Produktionsfaktoren, darunter auch Energie und Rohstoffe, eine stei-
gende Wertschöpfung zu erzielen. Auf der anderen Seite gibt es zahlreiche Hemmnis-
se und Mechanismen des Marktversagens, die verhindern, dass die Kosten der Roh-
stoffnutzung in vollem Umfang berücksichtigt werden. Zusätzlich ergeben sich Informa-
tionesdefizite und Hemmnisse gegenüber Innovationen. Die Kontroverse spiegelt sich 
auch innerhalb des Staates: Auf der einen Seite sehen sich staatliche Akteure in der 
Pflicht, dazu beizutragen, dass Rohstoffe zuverlässig und preiswert verfügbar gemacht 
werden. Auf der anderen Seite werden mit Hinweisen auf die Generationengerechtig-
keit und auf die oft enormen sozialen und umweltpolitischen Folgen Staatseingriffe le-
gitimiert, die eine sparsame Nutzung von Rohstoffen oder den Wechsel von nicht er-
neuerbaren auf erneuerbare Ressourcen steuern. 
Eine umweltpolitisch motivierte Ressourcenpolitik ist vor dem Hintergrund dieser Kon-
troversen ein verhältnismäßig neues Politikfeld. Es bezieht sich auf die Steuerung des 
Umgangs mit natürlichen Ressourcen in Wirtschaft und Gesellschaft. Ziel ist die nach-
haltige Nutzung natürlicher Ressourcen (Bleischwitz / Jacob et al. 2009: 6ff.). Für die 
Konstitution eines Politikfeldes ist jedoch mehr als eine Aufgabenbeschreibung erfor-
derlich. Ein Politikfeld konstituiert sich neben dem Umriss des Problemfelds auch durch 
die Formulierung von Zielen, durch Instrumente und durch Akteure und Institutionen 
(z.B. Schubert / Bandelow 2003). In dieser Hinsicht ist Ressourcenpolitik erst in der 
Entwicklung begriffen.  
Box: Kleine Vorgeschichte der Ressourcenpolitik 
Die Sicherung des Zugangs zu Rohstoffen und die Nutzung natürlicher Ressourcen 
hatte insbesondere in den Wachstumsphasen der Frühindustrialisierung und Kriegszei-
ten erhebliche strategische Bedeutung. Im Zuge der Etablierung der Umweltpolitik 
wurden bereits in den 1960er Jahren Materialflussrechnungen entwickelt (Ay-
res/Kneese 1969). Damit war die u.a. von Schmidt-Bleek (1994) initiierte Diskussion 
einer Dematerialisierung verbunden (vgl. auch Jänicke (2001). Aber daraus wurden 
noch keine umweltpolitischen Ziele und Maßnahmen abgeleitet. Eine Ausnahme stellt 
die Abfallpolitik dar. Dort wurden frühzeitig nicht nur die Gefährlichkeit, sondern auch 
die Stoffmengen thematisiert. In Deutschland war die Enquetekommission „Schutz des 
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Menschen und der Umwelt“ in der 12. Wahlperiode (1994-1998) mit der Forderung 
nach einem Stoffstrommanagement wegweisend. Veröffentlichungen, in denen offen-
siv ein Faktor 4 oder Faktor 10 der verbesserten Entkoppelung des Naturverbrauchs 
von Wohlstandsleistungen gefordert und Vorschläge für Indikatoren entwickelt wurden, 
trugen weiterhin zu der Thematisierung bei (Schmidt-Bleek 1997, Weizsäcker 1996, 
Weizsäcker et al. 2009). Insgesamt kann man durchaus eine Schrittmacherrolle der 
Forschung attestieren. Seit der Thematischen Strategie der Europäischen Kommission 
(2005), der japanischen 3R Initiative (Reduction – Re-use – Recycling) im Rahmen des 
G8 Gipfels (2007, Bahn-Walkowiak et al. 2008), der Gründung des Weltressourcenra-
tes (International Panel for Sustainable Resource Management) 2007 und dem Hand-
buch der OECD zu Materialflussrechnungen (2008) existieren auch internationale poli-
tische Handlungsstränge. Ein für Deutschland wichtiges Ziel wurde in der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie festgeschrieben. Dort ist die Verbesserung der Rohstoffpro-
duktivität als ein herausgehobener Bereich festgelegt worden (Bundesregierung 2002). 
Demnach wird bis zum Jahr 2020 eine Verdopplung der Rohstoffproduktivität bis zum 
Jahr 2020 gegenüber dem Basisjahr 1994 als Ziel vorgegeben. Auch die Europäische 
Union hat im Frühjahr 2010 die Erhöhung der Ressourceneffizienz zu einem ihrer 
Flaggschiffprojekte für ihre 2020 Strategie gemacht. 
Die zahlreichen wissenschaftlichen Arbeiten und politischen Prozesse verweisen auf 
eine Reihe von Problemfeldern der Nutzung von natürlichen Rohstoffen:  
• den Umweltbelastungen, die von der Extraktion über zahlreiche Umwandlungs-
schritte, Transporte, der Nutzung bis hin zur Entsorgung mit der Nutzung von Roh-
stoffen verbunden sind;  
• der Endlichkeit von nicht erneuerbaren Ressourcen sowie Nutzungskonkurrenzen, 
begrenzte Potenziale der nachhaltigen Produktion und Zielkonflikte hinsichtlich von 
erneuerbaren Rohstoffen;   
• die häufig grenzüberschreitenden Ressourcenströme und ökologischen Rucksäcke 
und die damit verbundenen Schwierigkeiten der Regulation sozialer und Umwelt-
auswirkungen. 
Neben den umweltpolitischen Problemen sind die ökonomischen Chancen zu sehen: 
Für ressourceneffiziente Produkte und Produktionsprozesse, bzw. solchen, die den 
Wechsel der Ressourcenbasis hin zu nachhaltig bewirtschafteten, erneuerbaren Res-
sourcen ermöglichen, werden beachtliche auch internationale Marktpotentiale erwartet. 
Der Rohstoffbedarf der weltweit rasch wachsenden Ökonomien ist nicht mehr mit einer 
weiteren Ausweitung der Extraktion aus natürlichen Vorkommen zu stillen, sondern 
bedarf eines effizienteren Umgangs, des verbesserten Recyclings oder neuen umwelt-
verträglichen Materialien. 




2 Marktversagen und Hemmnisse einer effizienten Ressour-
cennutzung 
Die Ziele der Ressourcenpolitik müssen vor dem Hintergrund dieser Problemlagen aus 
unterschiedlichen Erfordernissen und Erwägungen abgeleitet werden. Ein Oberziel, 
das sich aus den Postulaten einer nachhaltigen Entwicklung ableiten lässt, ist ein intak-
ter Naturhaushalt mit einer ausreichenden Ressourcenbasis im Einklang mit sozialen 
und ökonomischen Erfordernissen.  
Bei der Zielformulierung sind neben der anerkannten Internalisierung von negativen 
externen Kosten weitere Hemmnisse und Marktversagen zu berücksichtigen, die einer 
sich selbst tragenden Entwicklung und Ausbreitung von grünen Zukunftstechnologien 
für Materialeffizienz und Ressourcenschonung entgegenstehen. Multiple Hemmnisse 
und Marktversagen resultieren nach Bleischwitz / Jacob et al. (2009) sowie Bretschger 
et al. (2010) u.a. aus: 
• den fortbestehenden Möglichkeiten Umweltkosten national und international zu 
externalisieren. Bei der Extraktion, dem Transport, den Umwandlungsprozessen 
und schließlich der Entsorgung werden Umweltgüter in Anspruch genommen. Die 
damit verbundenen Kosten werden nicht, zumindest nicht ausreichend von den 
Rohstoffnutzern getragen, sondern von der Allgemeinheit oder von zukünftigen 
Generationen. Damit fehlen grundlegende Anreize Ressourcen einzusparen.  
• Externalitäten treten auch hinsichtlich von ressourceneffizienten Innovationen auf: 
Innovateure tragen die Entwicklungskosten und Risiken, Wirtschaft und Gesell-
schaft sind Nutznießer (positive Externalitäten). Ein vollständiger Schutz der Inno-
vation gegen Nachahmung ist weder möglich noch wünschenswert. In dieser An-
reizstruktur unterbleiben Investitionen in Forschung und Entwicklung, die einzel-
wirtschaftlich zu riskant wären, aber gesamtwirtschaftlich wünschenswert sind.   
• Informationsdefizite: Die komplexen und oft grenzüberschreitenden Wertschöp-
fungsketten verhindern, dass Informationen zu Einsparpotentialen und deren Ko-
sten-Nutzenrelation verfügbar sind (Wied et al. 2009).  
• Grundlegende Wissens- und Orientierungsdefizite gibt es darüber hinaus über die 
künftige Marktentwicklung (keine Kenntnis über anthropogene Stofflager, grundle-
gende Unsicherheiten über künftige Rohstoffpreise sowie asymmetrische Informa-
tionen bei ressourceneffizienten Produkten); Entsprechend sind Knappheiten nicht 
oder nicht ausreichend in den Preisen reflektiert bzw. Wissensdefizite tragen zu ei-
ner hohen Votalität der Rohstoffpreise bei. Entsprechend sind die internationalen 
Materialflüsse nicht hinreichend bekannt. Giljum et al. (2008) schlagen daher eine 
internationale Materialdatenbank vor. 
Die Unsicherheiten der Rohstoffmärkte wurden insbesondere unmittelbar vor der Fi-
nanzkrise deutlich: Im Zuge der Finanzkrise sind die hohen Rohstoffpreise von ihrem 
Mitte 2008 erreichten Langzeithoch vorübergehend abgestürzt. Der CRB Index für eine 
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Gruppe von 19 wichtigen Rohstoffen1 hat jedoch seit Beginn des Jahres 2009 einen 
deutlichen Anstieg (Abb. 2-1) und erzielte vorübergehend den steilsten Preisanstieg 
seit 1979 – und dies obwohl die weltweite Rezession noch nicht als überwunden gelten 
kann. Zugleich sind die Preise für einige wichtige Rohstoffe wie Eisen, Kupfer und kriti-
sche Metalle wie z.B. Palladium wieder angezogen. Die Ursache liegt im Wesentlichen 
in den nationalen Programmen zur Ankurbelung der wirtschaftlichen Leistungskraft, in 
deren Verlauf insbesondere Investitionen zu Infrastrukturen und zur Bauwirtschaft, zur 
Nachfragebelebung der Automobilwirtschaft und weitere Maßnahmen ergriffen worden 
sind, die zu einen Nachfrageschub für etliche Rohstoffe geführt haben. Im 10 Jahres-
vergleich liegt der CRB Index etwa 25 Prozentpunkte über dem DAX. 
Abb. 2-1:  CRB Rohstoffindex 2000 – 2010 
 
Quelle:  http://index.ovista.de (26.11.2010)2 
                                                
1 Der CRB Index ist der älteste Rohstoffindex und auch heute noch weit verbreitet. Dabei steht CRB für 
Commodity Research Bureau. Der Index wurde 1957 erstmals berechnet und im Laufe der Jahre 
mehrfach umgestaltet. Er enthält Energieträger, Metalle und Agrarrohstoffe nach festgelegter Gewich-
tung in Relation zu ihrem Handelsvolumen. 
2 Die gezeigte Abbildung des CRB Index bildet die Future Kontrakte für ausgewählte Rohstoffe ab. 
Folglich entstehen die kurzfristigen Schwankungen im Index, weil die Kontrakte in der Regel für 6 Mo-
nate laufen. Diese können verlängert werden, indem neue Kontrakte abgeschlossen werden. Der 
Markt hat sich aktuell in der down Phase in einer Contango Situation befunden - d.h. die Investoren 
haben sich keine Renditen von neuen Emission erhofft und damit ist die Nachfrage nach neuen Kon-
trakten kurzfristig eingebrochen. 




Die mittelfristigen Erwartungen sind wieder auf Wachstum und eine hohe Nachfrage 
insbesondere aus den Schwellenländern ausgerichtet (Wied et al. 2009). Dabei ist un-
sicher, ob die zu beobachtende Angebotskonzentration im Bergbau und die verstärkten 
Explorationsbemühungen zu einer stabilen Marktsituation führen oder weitere Ange-
botsengpässe zu erwarten sind.  
In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass Rohstoffpreise nicht allein den 
Verbrauch an Rohstoffen steuern, sondern indirekt auch den Verbrauch an Mengen 
auf anderen Märkten (Bretschger et al. 2010). So führen beispielsweise niedrige Öl-
preise zu einer Ausdehnung der Mobilität und folglich zu einer Mengenzunahme beim 
Verkehr. Rohstoffe stehen als Produktionsfaktoren in Konkurrenz zu anderen Inputs 
wie Arbeit oder Kapital. Je nach Kostenkonstellation wählen die Unternehmen andere 
Input-Kombinationen. Bei niedrigen Ressourcenpreisen ist es für Unternehmen zum 
Beispiel rational, den Rohstoffeinsatz zu erhöhen und Kapital und Arbeit einzusparen. 
Entsprechend wichtig ist der Eingriff in Ressourcenmärkten, bei denen die Entwicklung 
neuer Technologien oder die Substitution weg von ressourcenintensiven Gütern nicht 
ausreichend durch die Märkte gefördert wird. 
Empirisch ist die Bedeutung der Materialkosten in Unternehmen nicht hinreichend ge- 
klärt. Einerseits müssten die vom Statistischen Bundesamt ermittelten Anteile der Ma-
terialkosten am Bruttoproduktionswert der Unternehmen (ca. 45 %) als Produktivitäts-
peitsche fungieren; andererseits kann auf die Analyse von Rennings und Rammer 
(2009) hingewiesen werden, wonach auf Basis der Befragung des Community Innova-
tion Survey (CIS) der Europäischen Union lediglich 3% der Unternehmen in Deutsch-
land angegeben hatten, signifikante Anstrengungen zur Erhöhung der Energie- und 
Materialeffizienz unternommen zu haben. Allerdings sind deren Umsätze höher als bei 
Durchschnittsunternehmen. In Sektoren mit allgemein hoher Innovationskraft lag der 
Anteil der im Bereich Energie- und Materialeffizienz aktiven Unternehmen höher als im 
Durchschnitt (bis zu 14% Anteil z.B. bei Verkehr und Logistik, Ernährung, Automobil, 
Metallverarbeitung). Eine aktuelle Auswertung der DEMEA (2010) zeigt ebenfalls die 
positiven betrieblichen Effekte einer Steigerung der Materialeffizienz: durchschnittlich 
stieg die Umsatzrendite nach Umsetzung derartiger Maßnahmen um 2,4 % an. Diese 
Analysen lassen die Interpretation zu, dass sich Innovationen im Bereich Materialeffi-
zienz zwar grundsätzlich lohnen, dass sich signifikante Kosteneinparungen aber bis-
lang nur von wenigen Unternehmen realisieren lassen bzw. nur wenige Unternehmen 
aktive Strategien eingeschlagen haben. Ähnlich lautet die Schlussfolgerung von Wied 
et al. (2009). Andererseits zeigt eine aktuelle Umfrage bei 500 Unternehmen in Groß-
britannien, dass Dreiviertel der Unternehmen im Zuge der Finanzkrise Anstrengungen 
zur Absenkung der Materialkosten unternommen haben (Drury 2010). Hier wäre eine 
verlässlichere empirische Grundlage nützlich, die einen besseren Einblick in reales 
Unternehmensverhalten zulässt. 
Insgesamt lassen sich vielfache Hemmnisse und Tatbestände des Marktversagens 
hinsichtlich der effizienten Nutzung von Rohstoffen festhalten. Eine Korrektur der 
Rahmenbedingungen ist geboten, um Anreize für einen effizienten und nachhaltig um-
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weltverträglichen Umgang mit Ressourcen zu geben. Eine Marktordnung, die solche 
Anreize vermittelt birgt neben den Potentialen der Umweltentlastung vielfältige Chan-
cen der ökonomischen Modernisierung, wie im folgenden Abschnitt gezeigt wird.  
Doppelte Legitimation: Umwelt und Innovationen 
Von einer Ressourcenpolitik können Innovationsanreize ausgehen, die neben der Res-
sourcenschonung auch ökonomische Vorteile bieten. Die Senkung von Rohstoff- und 
Materialkosten ist ein Einstieg und Treiber für weitergehende Umweltinnovationen. 
Rennings führt dazu in diesem Bericht aus, dass Basisinnovationen das aus der Inno-
vationsforschung bekannte „Tal des Todes“ überwinden müssen, d.h. die kritische 
Phase, in der die öffentliche Förderung zu Ende geht und die private Finanzierung 
noch nicht begonnen hat; demnach sind Investoren risikoscheu und unterstützen Inno-
vationen erst dann, wenn ihr Markterfolg gesichert absehbar ist. Zugleich lässt sich aus 
der Innovationsforschung das Postulat der Entwicklungsoffenheit ableiten, wonach die 
konkrete Ausgestaltung von Neuerungen den Entdeckungs- und Selektionsmechanis-
men des Wettbewerbs zu überlassen sind. Forschungsergebnisse zum Aufbau neuer 
Leitmärkte zeigen dabei, dass Wettbewerb durch geeignete Anreize für Kooperationen 
zu ergänzen ist (Aghion / Griffith 2005). 
Im Hinblick auf Erfordernisse der Ressourcenschonung soll die kurzfristige Perspektive 
wirtschaftlicher Akteure im Umgang mit knappen Ressourcen überwunden werden. 
Märkte können zwar grundsätzlich mit Knappheiten umgehen. Bei der Ressourcennut-
zung gibt es jedoch nur unzureichende Mechanismen um 
• Knappheitssignale des geologischen Angebots in antizyklische Investitionen in An-
gebotskapazitäten umzusetzen und entsprechende Investitionen von kurzfristigen 
Gewinnen abzukoppeln, 
• Preissprünge aufgrund von politischen Unruhen und Versorgungsengpässen insti-
tutionell zu glätten, 
• Preisblasen und daraus resultierende Planungsunsicherheiten zu minimieren,3 
• Umweltrestriktionen beim Zugang und der Nutzung der Lagerstätten einzupreisen,  
• Defizite beim potenziellen Einsatz von Ersatz- und Sekundärmaterialien sowie wei-
teren Nutzungsalternativen zu berücksichtigen.  
                                                
3  Preisblasen entstehen im Rohstoffbereich zum Zuge steigender Preise wie folgt: Futures mit kurzer 
bis mittlerer Laufzeit werden aufgekauft und entweder kurz vor dem Liefertag verkauft oder per cash 
settlement beglichen. Diese Kauf- und Verkauf-Strategie ist gewinnbringend, solange der Preis für 
das Gut steigt, d. h. solange mehr Käufer im Markt existieren als Verkäufer. Dies wird der Fall sein, 
wenn die Mehrheit der Marktteilnehmer davon ausgeht, dass der Preis steigen wird. Somit liegt hier 
eine Form von «self-fulfilling prophecy» vor: Eine Erwartung wird gebildet und durch die Handlung in 
Erwartung des Eintretens dieses Ereignisses wird die Wahrscheinlichkeit für das Eintreten tatsächlich 
zumindest vorübergehhend begünstigt. Beim Platzen der Blase kommt es zu einem raschen Preisver-
fall. Vgl. dazu z.B. die Ausführungen von Bretschger et al. (2010: 32f). 




Aus innovationspolitischer Sicht ist dabei wesentlich, dass die Entwicklung von res-
sourceneffizienten Technologien, Substituten für kritische Materialien Zeit und Kapital 
benötigt. Vor dem Hintergrund des weltweiten Wettbewerbs um die Technologieführer-
schaft bei Produkten, die in besonderem Maße auf seltene Materialien angewiesen 
sind (z.B. Informations- und Kommunikationstechnologien, erneuerbare Energien, 
Energiespeicher, Umwelttechnologien) kann eine Verzögerung eine schwer wiegende 
Restriktion für heimische Anbieter darstellen. Dies gilt in noch stärkerem Ausmaß für 
Systeminnovationen. Umgekehrt trifft die Entwicklung und erfolgreiche Markteinführung 
von ressourceneffizienten Technologien und Substituten für kritische Materialien auf 
eine potentiell weltweite Nachfrage sowie auf entsprechende konkurrierende Anbieter-
strategien. Aus einzelwirtschaftlicher Sicht sind mit den Entwicklungen u.U. erhebliche 
Risiken verbunden, so dass entsprechende Anstrengungen unterbleiben. Um For-
schung und Entwicklung zu stimulieren und Innovationen in den Märkten zu ermögli-
chen bedarf es deshalb geeigneter politischer Rahmenbedingungen. 
Eine auf die Reduktion von Materialverbrauch gerichtete Ressourcenpolitik ist also 
nicht nur umweltpolitisch geboten, sondern auch ein Beitrag zur Modernisierung, bei 
ausgezeichneten internationalen Marktaussichten. Eine globale Diffusion, wie sie bei 
energieeffizienten Produkten und Technologien für erneuerbare Energien bereits be-
obachtbar ist, kann auch für ressourceneffiziente Technologien erwartet werden (z.B. 
BMU 2009).  
Um diese Potenziale zu erschließen, sollte eine Ressourcenpolitik eine Reihe von 
Funktionen erfüllen, wie sie im Folgenden als Leitlinien einer Ressourcenpolitik formu-
liert werden (Abb. 4-1). 
3 Ziele und Wissensmanagement der Ressourcenpolitik 
Die zwei unterschiedlichen Legitimationsstränge der Ressourcenpolitik – Umwelt und 
Innovationen – sollten in eine künftige Zielformulierung einfließen. Aus Umweltsicht ist 
zu berücksichtigen, dass es bei der Ressourcennutzung im Unterschied zur Klimapoli-
tik – mit der möglichen Ausnahme von einigen knappen Ressourcen – kein kausal be-
nennbares dramatisches Gefährdungspotenzial mit hohem Mobilisierungseffekt gibt. 
Der etablierte Ansatz des „Carrying Capacity“, aus einem tolerierbaren Schwellenwert 
von Schadstoffkonzentrationen in Ökosystemen eine maximal zulässige Gesamtmen-
ge der Nutzung abzuleiten, ist beim gegenwärtigen Stand der Forschung bis auf weite-
res nicht darstellbar. Um die Umweltauswirkungen der Ressourcennutzung umfassend 
darzustellen, müssten in aufwändigen Modellierungsverfahren alle wesentlichen Um-
weltwirkungen erfasst und Rohstoffgruppen zugeordnet werden; anschließend müsste 
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die Bewertung auf Basis integrierter Ansätze erfolgen.4 Entsprechende Methoden und 
die dafür notwendige Datenbasis sind aber gegenwärtig nicht verfügbar.  
Als ein aggregierter Indikator ist beim gegenwärtigen Stand der Forschung der Indika-
tor Globaler Materialaufwand (Total Material Requirements, TMR) eine geeignete 
Grundlage für die Formulierung von Handlungszielen. Seine Erarbeitung wird im 
OECD-Handbuch (2008) als wünschenswert bezeichnet, weil er die internationalen 
Vorleistungen und Bergbauabfälle als „hidden flows“ und „ökologische Rucksäcke“ mit 
erfasst. Ein aus dem Vorsorgeprinzip ableitbares Ziel lautet, den Globalen Material-
aufwand in absoluten Einheiten abzusenken. Die Rohstoffstrategie der EU hat dies im 
Grundsatz für Primärmaterialien formuliert. Bringezu (2009: 168) hat als langfristiges 
Ziel eine Absenkung um 80% vorgeschlagen. 
Die Aggregation verschiedener Materialien in einem einzelnen Indikator hat den Vor-
teil, dass verschiedene Materialströme miteinander verglichen und aggregiert werden 
können. Allerdings werden spezifische Umweltbelastungen einzelner Rohstoffe und 
deren Knappheiten nur unzureichend berücksichtigt. Weiterhin lassen sich mit dem 
TMR auch problematische Vermischungen von Materialien (z.B. Schwermetalle in 
Kunststoffen) nicht erfassen, die die Wiederverwertung einschränken und damit die 
Ressourceneffizienz in konkreten Wertschöpfungsketten (vgl. MaRess AP 2, 6). 
Phospor (vg. MaRess AS3.3) kann als Fallbesipiel dafür angesehen werden, wie inte-
grierte Stoffstromanalysen einerseits stoffspezifisch sein können und andererseits in 
eine Ressourcenpolitik eingebunden werden sollten. Insofern sind neben einem aggre-
gierten Indikator auch weitere Indikatoren notwendig, um spezifische Ziele einer Res-
sourcenpolitik zu erfassen.  
Wegen der Unsicherheiten im Legitimationsstrang Umwelt und wegen des zweiten Le-
gitimationsstrangs Innovationen sind Ziele zur Erhöhung der Ressourcenproduktivität 
und Visionen zu einem nachhaltigen Ressourcenmanagement sinnvoll; dies ist auch im 
Einklang mit der sozialwissenschaftlichen Transitionsforschung (Grin / Rotmans / 
Schot 2010) und Arbeiten wie „Zukunftsfähiges Deutschland“ (BUND / Misereor 1996; 
Brot für die Welt / EED / BUND 2008). Bringezu (2009) formuliert als Visionen zu ei-
nem nachhaltigen Ressourcenmanagement folgende Elemente: 
1. Ressourceneffizienz und Recycling für die Industrie,  
2. ein stoffliches Gleichgewicht für die Siedlungswirtschaft,  
3. solare Infrastrukturen und  
4. eine nachhaltige Biomassenutzung für die Gesamtwirtschaft unter Einbeziehung 
von industrieller Photosynthese. 
Aus solchen Leitbildern kann eine koordinierende und orientierende Funktion ausge-
hen: Innovateure und Innovationsprozesse erhalten damit eine Richtung und werden 
                                                
4 Vgl. dazu u.a. die EU Projekte INDI-LINK, CALCAS, Sustainability A-Test, MATISSE, FORESCENE, 
http://www.wupperinst.org/de/projekte/fg3/index.html  




miteinander koordiniert. Die Offenheit von Innovationsprozessen und die Ungewissheit, 
welche Technologien, welche Infrastrukturen und Produkte in der Zukunft leitend sein 
werden, wird dadurch gemindert und damit das Risiko für Innovateure.  
Aus diesen Gründen bleibt die Zielformulierung eine methodische und politische Her-
ausforderung. Ziele der Ressourcenpolitik haben bislang nicht die Akzeptanz, Promi-
nenz und Verbindlichkeit gefunden wie Ziele zur Reduktion von Treibhausgasemissio-
nen oder die Begrenzung der Erderwärmung. Die folgende Abbildung (Abb. 3-1) zeigt 
die Ziele der Ressourcenpolitik im Zieldreieck zwischen Umweltschutz, Kostensenkung 
und Innovationen sowie Rohstoffsicherheit und -konflikte.5 
Abb. 3-1: Ressourcenpolitik im Zieldreieck zwischen Kostensenkung, Umweltentlastung und Rohstoffsi-
cherheit  
 
Quelle: Eigene Darstellung (Bleischwitz) 
Um die verschiedenen Zieldimensionen miteinander zu verknüpfen sollte der künftige 
Prozess einer ressourcenpolitischen Zielformulierung eine Erhöhung der Ressourcen-
produktivität als strategisch festlegen und entsprechende Ziele formulieren. Damit las-
sen sich die wirtschaftlich-ökologische Win-Win Potentiale erschließen und Innovati-
                                                
5  Vgl. dazu die Ergebnisse einer gemeinsamen Veranstaltungsreihe der Stiftung Entwicklung und Frie-
den, der Bundesakademie für Sicherheitspolitik und des Wuppertal Instituts: Bleischwitz / Pfeil 2009, 
das Schwerpunktheft der Zeitschrift „Sicherheit und Frieden“ 4/2009, das laufende UFOPLAN-
Vorhaben FKZ 370819 102 von Adelphi und Wupppertal Institut sowie das Kolleg 2011 – 2012 der 
Transatlantic Academy Washington D.C. (www.transatlanticacademy.org).  
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onsprozesse anstoßen. Eine Strategie der Ressourcenschonung, die die Nachhaltig-
keit z.B. im Hinblick auf Generationengerechtigkeit und weltweite Entwicklungschancen 
ernst nimmt, muss aber letztlich darüber hinausgehen: Effizienzverbesserungen alleine 
werden durch Rebound Effekte aufgezehrt bzw. sind von begrenzter Reichweite bei 
geologisch knappen Ressourcen. Darüber hinausgehende Ziele sollten daher die ab-
solute Reduktion des Primärmaterialeinsatzes bzw. die Erschließung von nachhaltig 
umweltverträglich gewonnenen erneuerbaren Ressourcen zum Gegenstand haben. 
Für eine umfassende Ressourcenpolitik ist ein Prozess der schrittweisen Wissens- und 
Konsensbildung zur Überwindung von Zielkonflikten, zur Realisierung machbarer Ma-
terialkostensenkungen und zur Neuorientierung gemeinsam mit Akteuren notwendig. 
Die Notwendigkeit und die Reichweite staatlichen Handelns zwischen verschiedenen 
staatlichen Stellen und Ministerien keineswegs geklärt: Während einige Ressorts die 
Umwelteffekte der Ressourcennutzung in den Vordergrund stellen, geht es anderen 
analog zur obigen Abbildung primär um Fragen der Versorgungssicherheit und die Ko-
stenaspekte. 
Neben Zielkonflikten gibt es auch systemimmanente Grenzen der Wissensbasis staat-
lichen Handelns. Die Vielzahl von Ressourcen, Technologien, Prozessen und Produk-
ten sowie die komplizierten Wertschöpfungsketten und Nachfragemuster, die mit Res-
sourcennutzungen verbunden sind, zeigen die Leistungsgrenzen direkter staatlicher 
Steuerungsmöglichkeiten auf. Ohnehin gibt es keinen einzelnen Akteur, weder staat-
lich noch privat, der über das notwendige Handlungswissen verfügen würde, um Res-
sourcenverwendung und Technologien hinreichend präzise zu steuern. Die Lösung 
kann also nur in einem kooperativen Ansatz des Wissensmanagements liegen, um 
verstreutes Wissen systematisch zu bündeln, zugänglich zu machen und weiterzuent-
wickeln.  
Im Hinblick auf staatliches Handeln bedeutet dies auch die Stärkung intermediärer In-
stitutionen; instrumentell thematisiert der vorliegende Bericht u.a. Zertifizierungspflich-
ten und einen internationalen Metall-Covenant. 
Weiterhin sind die relevanten Kompetenzen im Mehrebenensystem verteilt. Insbeson-
dere die vertraglichen Vereinbarungen zum Einheitlichen Europäischen Markt, aber 
auch das internationale Handelsrecht stellen Grenzen für nationale ressourcenpoliti-
sche Eingriffe dar. Die Konzeption einer Ressourcenpolitik geht notwendig über den 
nationalen Rahmen hinaus und muss den Rahmenbedingungen Rechnung tragen, die 
durch den einheitlichen europäischen Markt und internationale Abkommen gesetzt 
werden. Darin bestehen Hemmnis und Chance zugleich. Einerseits sind zahlreiche 
relevante Politiken einschließlich der Umweltpolitik, aber auch Handels-, Wirtschafts- 
und Innovationspolitiken in weiten Teilen europäisiert. Zugleich ist zu betonen, dass 
viel versprechende Einzelansätze auf einer politischen Ebene von Regulierungen auf 
anderen Ebenen konterkariert werden können. Andererseits erwächst aus dem Mehr-
ebenensystem die Chance, dass Innovationen auch einen internationalen Absatz fin-
den. Insoweit Umweltaspekte in die Mechanismen von Welthandel und Standardisie-
rung von Produkten und Dienstleistungen integriert werden, entsteht daraus potenziell 




sogar eine wechselseitige Verstärkung für grüne Märkte (Oberthür / Gehring 2006, 
Gehring 2007, Bleischwitz / Welfens / Zhang 2009, 2010). Umwelttechnologien, die 
ihre technische und ökonomische Machbarkeit demonstriert haben, treffen auf eine 
hohe Nachfrage in wichtigen Schwellenländern (Walz 2010). Produktinnovationen, die 
die Ressourceneffizienz vertikal entlang von Wertschöpfungsketten erhöhen, sollten 
zudem durch Stoffstrominnovationen6 ergänzt werden. Diese  orientieren sich an Mate-
rialflusssystemen (z.B. Kupfer), umfassen in der Regel eine Reihe von Anwendungs-
gebieten und liegen damit horizontal zu produktbezogenen Innovationen und Wert-
schöpfungketten. 
Unsere Schlussfolgerung lautet, dass Politikintegration ein Schlüssel zu Erfolgen in der 
Ressourcenpolitik ist. Ressourcenpolitische Steuerung sollte umweltwissenschaftliche 
Erkenntnisse einbeziehen und von einem innovationsorientierten Governanceansatz 
ausgehen sollte, der Orientierungsziele formuliert, Suchprozesse anregt und dafür An-
reizstrukturen verändert (Bleischwitz 2005: 231ff., Bleischwitz et al. 2009: 235ff.).  
4 Ordnung, Bereitstellung und Ermöglichung: eine proaktive 
Rolle des Staates 
Die Steuerung der Nutzung von Ressourcen ist also ein anspruchsvolles Politikfeld, in 
dem der Staat im Mehrebenensystem (international – EU – national – regional – lokal) 
mit vielen nicht-staatlichen Akteuren kooperieren muss. Dies ist nicht allein wie oben 
ausgeführt eine Herausforderung an das Wissensmanagement, sondern auch für die 
Steuerungsfähigkeit zukunftsfähiger Gesellschaften. Staatliches Handeln, das die Ver-
wendung von Ressourcen steuert, greift in Märkte ein und schränkt unter Umständen 
auch Eigentumsrechte ein. Ein Eingriff muss also in Gestalt einer Inhalts- und Schran-
kenbestimmung legitimiert werden. Soweit der internationale Handel oder die Verwen-
dung von Ressourcen beschränkt werden sollen, muss dies jeweils begründet werden. 
Folgende Funktionen des Staates können zusammenfassend genannt werden (Abb. 
4-1): 
• eine Ordnungsfunktion durch konsequente Befolgung des Verursacherprinzips und 
der Internalisierung von Folgekosten. Über die Umweltpolitik hinaus gehört dazu 
auch politische Klarheit, Stabilität und eine aktive Wettbewerbspolitik; 
• eine Bereitstellungsfunktion für die Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen 
gemäß Art. 20 a GG und von Wissen über Ressourcen;  
• eine Ermöglichungsfunktion für  
                                                
6  Zum Thema Stoffstrominnovationen (material flows innovation) wird das EU Eco-Innovation Observa-
tory arbeiten; vgl.: www.eco-innovation.eu. Eine heuristische Definition lautet: „This type will capture 
innovation across the material value chains of products and processes that lowers the material in-
tensity of use while increasing service intensity and well-being. It aims to move societies from the ex-
tract, consume, and dispose system of today's resource use towards a more circular system of ma-
terial use and re-use with less resource use overall.“ 
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– Lernprozesse zur die Behebung von Informationsdefiziten7 und 
– Marktentwicklung zur Abfederung von Risiken bei ‚grünen’ Technologien (vgl. 
AS3.1); 
• eine Orientierungsfunktion für Entwicklungsprozesse jenseits des Zeitraums von 
Produktzyklen und Wahlzyklen sowie zur Generationengerechtigkeit. 
Abb. 4-1:  Legitimation, Leitlinien und Funktionen der Ressourcenpolitik 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung (Bleischwitz) 
Umweltpolitische Maßnahmen können sich traditionell darauf berufen, Gefahren, Risi-
ken oder Umweltschäden zu verhindern oder zu vermindern, die aus bestimmten wirt-
schaftlichen Aktivitäten folgen. Ein ressourcenpolitischer Ansatz bezieht sich aber re-
gelmäßig auch auf Schäden, die in anderen Staaten auftreten, sei es bei der Extrakti-
on oder auch der Entsorgung. Für umweltpolitische Maßnahmen, die ordnungsrechtlich 
in diese Märkte eingreifen, müsste eine entsprechende Rechtsgrundlage geschaffen 
                                                
7 Vgl. Arbeitspakete 4 „Ressourcenpolitik auf Unternehmensebene“ und 9 „Roadmap-Dialoge“ in Ma-
Ress sowie Bleischwitz / Bringezu (2008) mit dem Vorschlag einer internationalen Agentur zum nach-
haltigen Ressourcenmanagement. 




werden. Um den besonderen Legitimationsanforderungen für derartige ordnungsrecht-
liche Maßnahmen Rechnung zu tragen, können auch 'weichere' Steuerungsformen 
eingesetzt werden. Mit Mechanismen des Wettbewerbs, persuasiven Mitteln und frei-
willigen Verpflichtungen sollen Suchprozesse bei Unternehmen und Konsumenten ak-
tiviert werden. Solche weicheren ‚New Environmental Policy Instruments (NEPI) (Jor-
dan et al. 2007) haben in den letzten Jahren verstärkt Anwendung gefunden. Damit ist 
auch die Hoffnung verbunden, dass effizientere Lösungen gefunden werden. Einige 
Evaluationen zeigen jedoch die Grenzen der Effektivität dieser Instrumente 
(Bleischwitz 2007, Börzel 2009, Töller 2007). 
Vor diesem Hintergrund wird in einigen jüngeren politikwissenschaftlichen Beiträgen 
eine Wiederentdeckung des hierarchischen Staates erwartet und gefordert (Töller 
2007, Hey 2008). Die Steuerung durch Netzwerke oder durch Märkte reicht nach die-
sen Ansätzen nicht aus, um die notwendigen Anpassungen zu erreichen. In vielen 
umweltpolitischen Handlungsfeldern ist zugleich eine Abkehr von weicheren Steue-
rungsansätzen zu beobachten, und die direkte, hierarchische Regulierung wird als 
Steuerungsform neu oder wieder stärker in Anwendung gebracht. Zu nennen sind etwa 
die Reform der Chemikalienregulierung in Europa (Hey et al. 2007), neuere Tendenzen 
der Abfallregulierung (Töller 2007; vgl. auch den Entwurf des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes 2010) bzw. des Immissionsschutzrechts (Dose 2006) oder die Abkehr von frei-
willigen Selbstverpflichtungen hin zu strikten Standards hinsichtlich von CO2 Emissio-
nen von Pkw. Dabei werden Elemente der Selbstregulierung allerdings nicht immer 
ersetzt, sondern ergänzen hierarchische Steuerungsformen zu hybriden Governance-
formen (Hey et al. 2007). Um einen regulativen Kern werden weitere Governance-
Mechanismen (Selbstregulierung, Ko-Regulierung, regulierte Selbstregulierung) grup-
piert. Dies steigert die Effektivität, schont aber zugleich die staatlichen Kapazitäten 
hinsichtlich der Legitimation, der Implementation und der Kontrolle des Vollzugs. 
Ressourcenpolitisch relevant sind Überlegungen, die Umweltvorsorge im Sinne der 
Bereitstellung eines öffentlichen Guts als eine Basisfunktion des Staates zu sehen und 
daraus Eingriffe zu legitimieren (z.B. Jänicke 2001, Kloepfer / Gethmann 1993, Calliess 
2007, Jänicke / Jacob 2008). Damit soll gewährleistet werden, dass neben der Garan-
tie von Eigentumsrechten und der Wahrung des Sozialstaatsprinzips auch langfristige 
Umweltaspekte einschließlich der Ressourcenschonung gegenüber künftigen Genera-
tionen bei Entscheidungen berücksichtigt und abgewogen werden. 
Der zweite genannte Legitimationsstrang neben der Verminderung von Umweltschä-
den ist  die Aktivierung von Umwelttechnologiefeldern zur Stimulierung von Wach-
stums- und Beschäftigungsvorteilen. Weil mit neuen ressourceneffizienten Technologi-
en positive Externalitäten verbunden sind, sie mit einschlägigen Hemmnissen konfron-
tiert sind und nur in bestimmten Zeitfenstern realisiert werden können (Nill 2009), ist 
staatliches Handeln nicht nur zur Forschung, sondern auch zur Behebung von Informa-
tions-, Wissensbildungs-, Marktentwicklungs- und Orientierungsdefiziten durchaus legi-
timiert (Bleischwitz / Jacob et al. 2009). Popp (2009) verweist auf Basis von OECD-
Länderanalysen auf den kumulativen Charakter von Wettbewerbsvorteilen beim Auf-
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bau von Umwelttechnologiekapazitäten, auf die Trägheit von Diffusion sowie auf die 
absorptiven Kapazitäten von Unternehmen und Industrien, die von Vorteilen Dritter 
lernen müssen (Vgl. auch: OECD 2009, Walz 2010). Insbesondere der Abstimmung 
zwischen angebots- und nachfrageorientierten Maßnahmen kommt im Kontext der 
Öko-Innovationen Bedeutung zu (OECD 2009) und legitimiert eine proaktive Rolle des 
Staates: die Politik muss schrittweise Kapazitäten und Leitmärkte für Öko-Innovationen 
mit aufbauen. 
Die Schritte beim Aufbau von Kapazitäten und Leitmärkten könnten wie folgt sein: 
• Materialkosten in Unternehmen senken: aktuelle Auswertungen der DEMEA (2010) 
zeigen ein durchschnittliches Kostensenkungspotential von 200.000  in Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft, verbunden mit einer Erhöhung der Umsatz-
rendite um 2,4 %; entsprechende Prozessinnovationen und organisatorische Inno-
vationen sollten in Wertschöpfungsketten zur Anwendung kommen (vgl. MaRess 
AP4); 
• Leitmärkte für Produktinnovationen und Stoffstrominnovationen schaffen, bis hin zu 
Systeminnovationen (vgl. MaRess AP 1); 
• Transformation von ressourcenintensiven Technologieregimen und Sektoren mit-
tels neuer Geschäftsmodelle und staatlichen Anreizen sowie von Infrastrukturen 
(vgl. MaRess AP 2). 
Diese Schritte unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Akzeptanz und den Potenzialen für 
Win-Win-Ansätze; sie sind jedoch sachlogisch miteinander verbunden und können 
durchaus gleichzeitig angegangen werden. Die Instrumente des vorliegenden Berichts 
entsprechen diesen Schritten; eine Zuordnung wäre jedoch nicht angemessen, weil die 
Wirkungen sich auf mehrere dieser Schritte erstrecken können. 
5 Ressourcenpolitik als Motor der ökologisch-
ökonomischen Modernisierung 
Ressourcenpolitik als Motor der ökologisch-ökonomischen Modernisierung und zur 
Steigerung von zukunftsfähiger Wettbewerbsfähigkeit wird desweiteren von der Er-
kenntnis begründet, dass natürliche Ressourcen ebenso wie die Inanspruchnahme von 
ökologischen Dienstleistungen über Jahrzehnte und Jahrhunderte hinweg zu günstig 
waren und dass eine allmähliche Verteuerung des Produktionsfaktors Natur wirtschaft-
lich vorteilhaft ist. Bretschger (2008, et al. 2010), Popp (2002), Grupp (1999) u.a. ha-
ben modellhaft, historisch und vergleichend gezeigt, dass höhere Ressourcenpreise im 
Allgemeinen eine Innovationsinduzierung bewirken und positiv für die wirtschaftliche 
Entwicklung sind. Daraus lässt sich ableiten, dass ökonomische Anreize eine wichtige 
Rolle für eine Ressourcenpolitik spielen sollten. Eine auf den Produktionsfaktor Res-
sourcen ausgerichtete Politik sollte preisliche Anreize zur Erhöhung seiner Produktivi-
tät geben; als probate Instrumente diskutiert der vorliegende Bericht eine Besteuerung 




von Baustoffen und eine differenzierte Mehrwertsteuer. Zu langfristigen Perspektiven – 
etwa die Einführung einer allgemeinen Ressourcenbesteuerung als Beitrag zu einem 
nachhaltigen Fiskalsystem und der Wiederherstellung eines intakten Naturhaushalts – 
erfolgen im vorliegenden Vorhaben keine vertiefenden Ausagen. 
Der erweiterte Fokus – ökologische Wettbewerbs- und Innovationspolitik unter den 
Vorzeichen globaler Umweltveränderungen anstelle der Förderung von Einzeltechno-
logien – ist auch in der aktuellen EU-Politik über Öko-Innovationen sichtbar, die im 
Winter 2010/11 einen Aktionsplan für Öko-Innovationen vorstellen will.  
Eine konsequente Modernisierung wird weitere Merkmale und Handlungsfelder impli-
zieren: Bisherige Umweltpolitik hat die industriestrukturellen Auswirkungen umwelt-
technischer Neuerungen nicht adressiert. Dazu gehört auch der Umgang mit Moderni-
sierungsverlierern. Eine Politik, die auf neue Leitmärkte abzielt und zu diesem Zweck 
auf eine Transformation von ressourcenintensiven Technologieregimen und Sektoren 
unter Umweltgesichtspunkten abzielt, mag gesamtwirtschaftlich als „kreative Zerstö-
rung“ (J. Schumpeter) gelten, wird einzelwirtschaftlich und regional jedoch auf Wider-
stand der betroffenen Branchen und Unternehmen treffen. Daher geht es um Akzep-
tanzverbesserung, um Dialoge und Kooperationsmodelle mit den Betroffenen. 
Für die hier untersuchten umwelt- und rohstoffintensiven Industrien lautet die Perspek-
tive, einen aktiven intra-sektoralen und inter-sektoralen Strukturwandel hin zu neuen 
Geschäftsmodellen zu initiieren, der eine Erhöhung der Materialeffizienz und Ressour-
censchonung lukrativ macht. Im Kontext von Öko-Innovationen haben diese Industrien 
– insbesondere auch die Metallverarbeitung und Chemie – die Chance, umfassende 
Stoffstrominnovationen zu initiieren und neue Märkte zu schaffen (Bleischwitz et al. 
2009: 253ff.). Die im Folgenden vorgestellten Instrumente (insbesondere zu hybriden 
Formen der Governance, zu einem internationalen Metall-Covenant, und zur Innovati-
onspolitik) bilden Bausteine für eine entsprechende Strategie. 
Dieser Ansatz greift die innovationspolitischen Ansätze eines ‚transition management’ 
(z.B. Kemp 2009, Grin / Rotmans / Schot 2010) auf, die durch Dialoge und Kooperatio-
nen geprägt sind. Unter diesem in den Niederlanden geprägten Steuerungsansatz ver-
steht man eine Steuerung, die unter aktiver Einbeziehung der beteiligten Industrie und 
gesellschaftlicher Anspruchsgruppen aktiv Veränderungen auf der Mikroebene, Re-
gimes auf der Mesoebene von Regionen oder Industrien und auf der Ebene von 
Volkswirtschaft und Politik managt. Dieses Mehrebenenmanagement schließt strategi-
sche Aspekte (Visionen und langfristige Ziele), taktische Aspekte (Agenda setting, 
Verhandlungen, Koalitionen und Netzwerke) und operative Aspekte (Experimente, 
Umsetzungsprozesse) mit ein. Kemp (2009) bezeichnet dies als zielorientierten, aber 
evolutorisch offenen Prozess. Da die Vorstellungen zu Interventions- und Steuerungs-
möglichkeiten in den Vorschlägen zu Transition Management aus politikwissenschaftli-
cher Perspektive teils kritisch beurteilt (Smith et al. 2005, Jacob 2007) werden, will der 
hier vorgelegte Bericht diesen Steuerungsansatz durch eine proaktive Rolle des Staa-
tes mit intermediären Institutionen neu akzentuieren. 
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6 Rahmenbedingungen im Policy Mix 
Entsprechend der Vielfalt der Problemstrukturen, Zielkonflikte, Handlungserfordernisse 
und Akteure wäre die Aussage überraschend, dass es einen instrumentellen Königs-
weg geben könnte. Ein einzelnes favorisiertes Instrument würde den unterschiedlichen 
Zielen, Innovationsphasen, Akteurstypen etc. nicht gerecht werden. Die folgenden Vor-
schläge tragen diesen Überlegungen Rechnung und sind dabei  
• bezogen auf die genannten Hemmnisse, 
• sie erfüllen die genannten Leitlinien und 
• gehen auf die Interessen und Fähigkeiten verschiedener Akteure – auch während 
bestimmter Innovationsphasen – ein. 
Der folgende Bericht, der der Idee eines Policy Mixes mit „intelligenten“ Instrumenten 
(Wuppertal Institut 2006) folgt, untersucht dabei ressourcenpolitische Instrumente hin-
sichtlich ihrer Eignung einerseits die Rahmenbedingungen für Innovationen und deren 
erfolgreiche Diffusion für Materialeffizienz und Ressourcenschonung zu verbessern 
und andererseits Umweltschäden in der gesamten Wertschöpfungskette zu mindern. 
Ordnungspolitisch kann sich die Ressourcenpolitik auch auf neuere Ansätze der Wirt-
schaftspolitik berufen (Aghion et al. 2009; Bretschger 2008; Pelikan / Wegner 2003; 
Welfens 2009: 517), die neben den eingeführten Aufgaben – Internalisierung externer 
Kosten und Bereitstellung öffentlicher Güter – Elemente der Prozesssteuerung eines 
transition management berücksichtigen.  
7 Die Vorschläge zu den ressourcenpolitischen Instrumen-
ten zur Gestaltung der Rahmenbedingungen im Überblick 
Vor dem Hintergrund der Handlungsfelder und der adressierten Politikbereiche entwic-
kelt der vorliegende Bericht konkrete Politikinstrumente;8 die analysierten Anreizin-
strumente unterstreichen das notwendige Zusammenwirken verschiedener Politikbe-
reiche. Dies folgt dem beschriebenen Lebenszyklusansatz; die folgenden Instrumente 
sind dabei vertieft betrachtet worden (Tab. 7-1): 
Tab. 7-1: Instrumente der Ressourcenpolitik in MaRess AP3 
Politikfeld Instrumentenklasse Instrument 




Dynamische Standards, Ressourcen Top 
Runner 
 
Informationspflichten und Zertifizierung in 
Lieferketten 
Wirtschaftspolitik Ausgehandelte Vereinbarung Sektorstrategie Metallverarbeitung – Re-
                                                
8  Vgl. auch MaRess AP4 und AP12 zu unternehmensnahen bzw. konsumentennahen Instrumenten. 




Politikfeld Instrumentenklasse Instrument 
cycling – Automobil 
Innovationspolitik Förderung Green-Tech Funds, Leuchtturmprojekte 




Außenwirtschaftliche Instrumente Exportstrategie  
Quelle: Eigene Darstellung 
Mit dem breit angelegten Instrumentenportfolio sollte sicher gestellt werden, dass un-
terschiedliche Ressourcenströme und verschiedene Wertschöpfungsstufen erfasst 
werden, dabei eine Vielfalt von Ansatzpunkten in den Stoffströmen und im Innovations- 
und Investitionsgeschehen berücksichtigt werden kann ( Abb. 7-1). 
 Abb. 7-1:  Die untersuchten Instrumente im Policy Mix 
 
Quelle: Eigene Darstellung (Bleischwitz) 
Dieses Instrumentenportfolio wurde nach einem gemeinsamen Analyseraster unter-
sucht, bei dem nach unterschiedlichen Wirkungsbereichen die erwartbaren Folgen 
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analysiert worden sind (Bleischwitz / Jacob et al. 2009). Daraus wurde schließlich ein 
konkreter Vorschlag für die Einzelinstrumente abgeleitet. Die Ergebnisse dieser Analy-
sen sind im Folgenden dargestellt.  
Das Analyseraster für die Folgenabschätzung stellte sich – bei flexibler Handhabung – 
als eine sinnvolle Strukturierung der Analyse dar. Gefragt wurde nach den Wirkungen 
auf Materialeffizienz und Ressourcenproduktvität, der der ersten Einschätzung der 
rechtlichen und institutionellen Umsetzbarkeit, den ökonomischen Kosten und Nutzen 
sowie möglichen weiteren (Neben-)Folgen (siehe AS3.1 Papier für die detaillierten 
Fragen, Bleischwitz / Jacob et al. 2009).  
7.1 Ressourcenschutzbezogene Informations- und Zertifizierungspflich-
ten in Lieferketten (RIZL) am Beispiel des IKT-Sektors 
Fehlende Informationen über Umweltbelastungen entlang globaler Wertschöpfungsket-
ten sind ein großes Hemmnis für eine effektive Ressourcenpolitik. Um dieses Problem 
zu begrenzen, wird ein Wissen generierendes Politikinstrument mit dem Titel "Res-
sourcenschutzbezogene Informations- und Zertifizierungspflichten in Lieferketten" 
(RIZL) vorgeschlagen und beispielhaft für Mobiltelefone mit den darin enthaltenen "sel-
tenen Metallen" ausgestaltet. RIZL kombiniert Ansätze der Selbstregulierung und Wis-
sensgenerierung mit ordnungsrechtlichen Ansätzen und umfasst drei Elemente: 1. In-
formationspflichten, 2. Substitutionspflichten, 3. Zertifizierungspflichten. Ziel ist die 
Wissensgenerierung über globale Materialströme und die Begrenzung der mit ihnen 
vor allem außerhalb der EU, oftmals in Entwicklungsländern, verbundenen Umwelt-
auswirkungen. RIZL stellt zudem Grundlageninformationen und Anknüpfungspunkte 
auch für andere Instrumente bereit. 
Die Erfüllung von Informationsverpflichtungen der Produzenten wird Voraussetzung für 
den Marktzugang ("No data, no market"). Diese Informationspflichten betreffen die di-
rekt in dem jeweiligen Produkt verbauten Materialien sowie auch ihre Umweltauswir-
kungen. Diese Pflichten beginnen bei der Rohstoffextraktion und somit am Beginn der 
Wertschöpfungskette, sollen jedoch auch Informationen zum Anteil recycelten Materi-
als umfassen. Im Fall IKT ist weniger der absolute summarische Materialstrom, son-
dern insbesondere der Input an Metallen, vor allem so genannten "kritischen Metallen", 
von Bedeutung. Diese seltenen Metalle weisen einen sehr großen "ökologischen 
Rucksack" auf, also indirekte Materialflüsse, die zu ihrer Bereitstellung – und damit zur 
Produktion z.B. eines Mobiltelefons – erforderlich sind (z.B. Abraum beim Rohstoffab-
bau). Gold beispielsweise ist zu weniger als 0,01% in Mobiltelefonen enthalten, jedoch 
für > 50% des gesamten Materialaufwands ("total material requirement" (TMR) = ein-
gesetzte Goldmenge + ihr ökologischer Rucksack) verantwortlich. 
Es wird vorgeschlagen, dass der IKT-Geräteproduzent pro Produkt für jedes Metall 
folgende Informationen bereitstellen muss, um Marktzugang zu erhalten:  
• eingesetzte Menge ("direkter Materialeinsatz, DMI"); 




• "ökologischer Rucksack" (ÖR) und andere Umweltwirkungen am Abbauort (z.B.  
•  Wert der Abbaufläche für die biologische Vielfalt; Abwasserquantität, -belastung, 
 -behandlung; Abfallquantität, -belastung, -behandlung); 
• globaler Materialaufwand (TMR) als Summe aus DMI und ÖR; 
• Herkunftsminen des Materials; 
• für prinzipiell rezyklierbare Metalle: Anteil Sekundärmaterial (Rezyklat) am Produkt. 
Zur Implementierung von Substitutionspflichten soll z.B. eine Behörde – u.a. auf 
Grundlage der Informationspflichten – eine Liste "besonders problematischer" Materia-
lien führen. Für Materialien, die Teil dieser Liste sind, ist zu prüfen, ob für die Anwen-
dung in dem betreffenden Produkt eine Substitutionsmöglichkeit durch ein weniger 
umweltrelevantes Material besteht. Die Erarbeitung von "Materialprofilen" soll vermei-
den, dass die Substitution zum Einsatz von Materialien führt, die andere negative Um-
weltwirkungen zeigen. Falls die Behörde die Substituierbarkeit bejaht, soll diese ord-
nungsrechtlich angeregt bzw. herbeigeführt werden. Mit einer Pflicht, „zumutbare“ Sub-
stitute zu nutzen, könnte man viel erreichen! 
Für Metalle, die als "besonders problematisch" eingestuft werden und nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand substituierbar sind, besteht eine Zertifizie-
rungpflicht. Ziel ist es, den Abbau in Minen mit vergleichsweise geringeren Umweltwir-
kungen zu fördern und diese Wirkungen zudem kontinuierlich zu mindern.  
Die Anwendung von RIZL auf andere Produkte/Materialströme muss jeweils schrittwei-
se erfolgen. Dabei sind die Stakeholder in die Ausgestaltung einzelner Schritte mit ein-
gebunden. Zudem können zwischen einzelnen Schritten Zeiträume von mehreren Jah-
ren liegen, innerhalb derer die Unternehmen die Möglichkeit haben, dem jeweils dro-
henden nächsten Schritt des Gesetz- oder Verordnungsgebers durch Eigeninitiative 
zuvorzukommen (z.B. durch freiwillige Substitution bestimmter Materialien) bzw. sich 
auf die nächste Stufe einzustellen. 
7.2 Instrumente einer Produkt-Inputregulierung: Das Beispiel Dynami-
sche Standardsetzung/Ressourcen Top Runner  
Das Instrument sieht vor, dass für bestimmte besonders knappe bzw. umweltintensive 
Metalle ein Mindestanteil an Recyclaten in Geräten der Informations- und Kommunika-
tionstechnologie (IKT) verwendet werden muss. Die Einhaltung des Mindeststandards 
ist Voraussetzung zum Marktzugang. Daher muss dies als Europäische Verordnung 
gestaltet werden. Die Höhe des Standards wird entweder ausgehandelt (wie in der 
Öko-Design Richtlinie) oder richtet sich nach den Bestgeräten einer Produktkategorie 
(„Top-Runner“). 
Ziele der Regulierung sind die Erhöhung der Recyclingrate und damit die Verringerung 
der Nutzung von Primärmaterial für besonders umweltintensive Metalle wie Gold, Sil-
ber oder Platingruppenmetalle. Das Instrument ergänzt abfallrechtliche Bestimmungen 
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für Elektro-Altgeräte (WEEE, ElektroG) und bietet Anreize, dass Altgeräte in den Re-
cyclingprozess eingespeist werden. Konkret müssen Hersteller, um Marktzugang zu 
erlangen, einer Regulierungsstelle für jedes Modell ein Produktdatenblatt vorlegen, das 
die verwendete Menge an bestimmten Materialien enthält. Dieses Datenblatt wird 
durch das Instrument "Ressourcenschutzbezogene Informations- und Zertifizierungs-
pflichten in Lieferketten (RIZL)" erzeugt. Da sich die durchschnittliche materielle Zu-
sammensetzung von Geräten verschiedener IKT-Produktgruppen unterscheidet, müs-
sen für jede Produktgruppe die jeweils relevantesten, d.h. die einer Regelung zu un-
terwerfenden Materialien identifiziert werden. Die Identifikation erfolgt durch ein Exper-
tenpanel. Dessen Mitglieder werden von der Europäischen Kommission und relevanten 
Stakeholdern (Produzenten, Vertrieb, Umwelt- und Entwicklungs-NGOs, Recyclingun-
ternehmen) vorgeschlagen. 
Metallen ist es nicht anzusehen, ob sie aus Recyclat oder aus Erzen gewonnen wur-
den. Konkrete Materialströme entlang der Produktionskette sind bisher nicht nachvoll-
ziehbar. Um dieses Problem der Nachweisbarkeit der Einhaltung der Recyclatquote zu 
beheben, sollen für recyclierte Metalle Zertifikate ausgeben werden. Produzenten 
müssen mittels dieser Zertifikate für jedes Modell nachweisen, dass sie bzw. die rele-
vanten Vorproduzenten ihren Bedarf an bestimmten Materialien (bspw. Gold, Palladi-
um, Indium etc.) mindestens zu einem bestimmten Prozentsatz aus Sekundärmaterial 
beziehen. Dazu muss belegt werden, dass der durchschnittliche materialspezifische 
Recyclateinsatz für jede Produktlinie in einem Berichtszeitraum mindestens der vorge-
gebenen Mindestquote entspricht. Die Zertifikate werden von akkreditierten Recycling-
unternehmen ausgegeben und entlang der Produktionskette weitergereicht. Mit der 
Übergabe des Endprodukts an den Einzelhändler werden die Zertifikate von den Her-
stellern an die Regulierungsbehörde ausgehändigt. Eine entsprechende Koordinie-
rungs- und Überwachungsstelle könnte aus der existierenden „Stiftung Elektro-
Altgeräte“ hervorgehen.  
Die Festlegung der Standards kann als Top-Runner Ansatz ausgestaltet werden. Da-
bei orientiert sich die Mindestquote an den auf dem Markt befindlichen Produkten mit 
dem höchsten materialspezifischen Recyclatanteil, den sogenannten Top-Runnern. 
Der in dieser Gruppe erreichte Recyclat-Anteil wird in Folge als verbindliche Mindest-
anforderung für alle Geräte der Produktgruppe genutzt. Sollte eine Produktgruppe zu 
homogen sein, um eine Top-Runner Gruppe zu identifizieren, muss der Gesetz- oder 
Verordnungsgeber (Regulierer) eine entsprechende Anforderung formulieren. Hierbei 
kann er auf die Arbeit des Expertenpanels zurückgreifen. 
7.3 Differenzierte Mehrwertsteuersätze zur Förderung eines 
ressourceneffizienteren Konsums 
Indirekte Konsumsteuern stellen eine der Haupteinnahmequellen der Industriestaaten 
dar; im Schnitt werden etwa zwei Drittel durch die Mehrwertsteuer (MwSt.) generiert. In 
Deutschland betrug das MwSt.-Aufkommen in 2008 rund 176 Mrd. Euro. 




Die MwSt.-Systeme Deutschlands und der europäischen Mitgliedstaaten sind ein Ge-
misch aus historisch gewachsenen, nach der europäischen MwSt.-Richtlinie 
(2006/112/EG und 2009/47/EG) veränderten, implementierten und wahlweise zur An-
wendung gebrachten Steuertatbeständen. Trotz der Harmonisierungsbestrebungen der 
Europäischen Kommission kann aus heutiger Sicht nicht von einer konsistenten Logik 
der MwSt.-Systeme gesprochen werden. 
Die EU-MwSt.-Richtlinie legt fest, dass in allen EU-Mitgliedsstaaten eine MwSt. von 
nicht weniger als 15% erhoben werden muss. Zusätzlich sind bis zu zwei reduzierte 
MwSt.-Sätze von nicht weniger als 5% erlaubt. Deutschland bringt zwei Sätze zur An-
wendung: 19% als Normalsatz und 7% als ermäßigten Satz. Drei Gruppen sind im 
Wesentlichen von MwSt.-Veränderungen tangiert: die Produzenten (einschließlich der 
Importeure), die Einzelhändler und die Konsumenten. Steuerschuldner der Umsatz-
steuer ist der Unternehmer, Steuerträger hingegen der Endverbraucher der Ware bzw. 
Dienstleistung. Der Unternehmer kann die von ihm entrichtete Vorsteuer von seiner 
Umsatzsteuerschuld abziehen. 
Im Rechtssystem Deutschlands ist es grundsätzlich möglich, durch eine Ökologisie-
rung der MwSt. die Überwindung von Preishemmnissen und Innovations- und Marktef-
fekten bei energie- und materialeffizienten Gütern anzustoßen. Eine sog. MwSt.-
Differenzierung muss aber verfassungs- und europarechtliche Einschränkungen und 
Grenzen wie insbesondere die notwendige Zustimmung des Bundesrates für eine Än-
derung des Umsatzsteuergesetzes (UStG) und im europäischen Rahmen die Wettbe-
werbsneutralität bzw. ggfs. das europäische Einstimmigkeitsprinzip in Steuerfragen 
beachten. 
Ziel einer an Kriterien der Materialeffizenz und Ressourcenschonung orientierten Um-
gestaltung des MwSt.-Systems ist eine grundlegende Signalwirkung, die durch preis-
liche Privilegierung kurzfristig die Absatzzahlen von umweltfreundlichen Produkten und 
Dienstleistungen stimuliert und mittel- bis langfristig darauf abzielt, Innovationen und 
Markterschließungen zu ermöglichen und zu befördern. Es wird eine sowohl makro-
ökonomische als auch konsumentennahe Reorientierung angestrebt, die weniger tradi-
tionelle sozialpolitische Begründungen für MwSt.-Differenzierungen anlegt, sondern zur 
Überwindung von Preishemmnissen bei ressourceneffizienteren und weniger umwelt-
schädlichen Produkte und Dienstleistungen beiträgt (vgl. z.B. Bioprodukte, energieeffi-
ziente weiße Ware, Bahnreisen). 
Neben produkt-, produktgruppenspezifischen oder sektoralen Senkungen von MwSt.-
Sätzen sollen Revisionen vorliegender Verzerrungen und Inkonsistenzen zu einer auf-
kommensneutralen Finanzierung von MwSt.-Senkungen in anderen Bereichen im Sin-
ne einer ökologischen Finanzreform beitragen. Die differenzierte MwSt. sollte darüber 
hinaus im Rahmen eines weitergehenden Policy Mixes gedacht werden. 
Für das deutsche System werden zur Förderung eines ressourceneffizienteren Kon-
sums die Aufhebung des ermäßigten MwSt.-Satzes für Milch- und Fleischprodukte 
vorgeschlagen. Für die europäische Ebene wird eine Erweiterung der Richtlinie dahin-
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gehend vorgeschlagen, die Einführung eines ermäßigten MwSt.-Satzes auf anerkannt 
gelabelte Produkte (wie z.B. Blauer Engel / „Ressourcenengel“) und die Einführung 
eines ermäßigten MwSt.-Satzes auf energie- und materialeffiziente Haushaltsgeräte 
(A++) zu ermöglichen. Als weitere Handlungsoptionen werden die Aufhebung der 
MwSt.-Befreiung von internationalen Flügen, die Aufhebung des ermäßigten MwSt.-
Satzes für konventionell produzierte Lebensmittel (bei einem ermäßigten Steuersatz 
für biologisch produzierte Lebensmittel), die Einführung des ermäßigten MwSt.-Satzes 
auf innergemeinschaftlichen und internationalen Bahnverkehr, die Einführung eines 
ermäßigten MwSt.-Satzes auf den Bahnverkehr im Inland sowie die Einführung eines 
ermäßigten MwSt.-Satzes auf ressourcenschonendes und dienstleistungsintensives 
Gewerbe (und damit die Ausschöpfung des Handlungsrahmen der MwSt.-Richtlinie 
(KOM (2008) 428) benannt. Wie eine Ermäßigung des Steuersatzes auf Sekundärroh-
stoffe bzw. Produkte, die Sekundärrohstoffe verwenden, sinnvoll möglich ist, bedarf der 
weiteren Diskussion. 
7.4 Einführung einer Baustoffsteuer zur Erhöhung der Ressourceneffi-
zienz im Baubereich 
Der Einsatz von Primärbaustoffen wie Sand, Kies und Schotter und Kalkstein hat über 
die gesamte Wertschöpfungskette hinweg in nicht unerheblichem Maße direkte und 
indirekte Umweltwirkungen. Folgewirkungen eines hohen Primärbaustoffabbaus und 
-verbrauchs sind der Eingriff in und Umgestaltung von Landschaften, Natur und Bio-
sphäre (z.B. der niederrheinische Kiesabbau), damit verbundene Eingriffe in das 
Grundwasser und Filtrierungsfunktionen der Mineralien, der Energieverbrauch und die 
CO2-Emissionen bei der Beton- und Zementherstellung, der Flächenverbrauch und die 
Flächenversiegelung bei Neu- und Straßenbau und das ungebrochene physische 
Wachstum von Infrastrukturen, die wiederum Energieverbrauch und CO2-Emissionen 
für Gebäudewärme und Instandhaltung nach sich ziehen. 
Die EEA begrüßt die Verwendung ökonomischer Instrumente im Rahmen der Umwelt-
politik, insbesondere auch im Bereich der Baustoffe (EEA 2006, 2008). Baumineralien 
sind verhältnismäßig kostengünstig und werden in großen Mengen verbraucht; sie sind 
darum transportsensitiv. Eine spürbare Veränderung der Einkaufspreise wird voraus-
sichtlich entlang der Wertschöpfungskette auf den Preis der Produkte durchschlagen. 
Neben der Senkung des Verbrauchs sollen daher die vielfältigen Neben- und Folgewir-
kungen eines (zu) günstigen Rohstoffpreises mit einer Primärbaustoffsteuer gelenkt 
werden und zwar dahingehend, dass eine Verteuerung des Materials zu tendenziell 
sinkender Nachfrage nach Primärbaustoffen und zu einer Dynamisierung des Marktes 
mit Sekundärrohstoffen und Recyclingprodukten führt, und – da der Wiederverwen-
dung von Bauabfällen und Abbruchmaterialien technische Grenzen gesetzt sind (die 
Einschätzung der Obergrenze liegt bei 28%) – zu einem stärkeren Gewicht auf den 
Bestandserhalt. 




Mit einem Abbau von nahezu 550 Mio. Tonnen ist Deutschland nach Spanien und 
Frankreich der drittgrößte Produzent von Baumineralien in der EU und bezogen auf die 
inländische Versorgung autark (BGS 2009). Der Anteil an Recycling- und Sekundär-
baustoffen wird mit ca. 10% angegeben (im Vergleich: Großbritannien 25%). 
Es wird eine bundeseinheitliche Verbrauchsteuer (Mengensteuer) auf die Extraktion 
und den Import von Primärbaustoffen vorgeschlagen. Eine Verbrauchsteuer ist ein fis-
kalpolitisches Instrument, das zwar der staatlichen Einkommensgenerierung dient, je-
doch als Lenkungsteuer wie die Mineralölsteuer einen Anreiz setzen kann, den Ver-
brauch insgesamt zu senken. Die aufkommenden Mittel fließen in den Bundeshaus-
halt. Steuersubjekt sind die rohstoffextrahierenden Unternehmen und Importeure, die 
die durch die Steuer entstehenden Preiserhöhungen in der Wertschöpfungskette wei-
terreichen. Die Steuer sollte ab dem Einführungszeitpunkt zunächst mindestens  2,00 
auf jede abgebaute oder importierte Tonne Sand, Kies, Schotter und Kalkstein betra-
gen und eine 5%ige Steigerung pro Jahr beinhalten. Erwartet wird ein steigender Ein-
satz von Recycling- und Sekundärrohstoffen für den Baubereich. 
7.5 Ein Covenant zur Schließung internationaler Stoffkreisläufe im Be-
reich Altautorecycling 
Aus der Perspektive von Materialeffizienz und Ressourcenschonung gehören die jähr-
lich etwa 3 Mio. Altfahrzeuge in Deutschland zu den wichtigsten Abfallströmen. Altfahr-
zeuge enthalten eine Vielzahl von Stoffen, deren Recycling im Vergleich zur Primärrou-
te erhebliche Mengen an Ressourcen einspart, u.a. Stahl, Kupfer aber auch PGM. Die 
Altautoverordnung legt daher fest, dass die Hersteller Recyclingquoten von 85% ge-
währleisten müssen, ab 2015 sogar 95%. Allerdings wird nur ca. ein Sechstel dieser 
Fahrzeuge tatsächlich in Deutschland verwertet. Die meisten Fahrzeuge werden vorab 
als Gebrauchtfahrzeuge exportiert und enden als Abfall in Ländern außerhalb der EU, 
in denen diese Recyclingvorgaben nicht mehr greifen. Dort werden – wenn überhaupt 
– nur die Hauptmasseströme (v.a. Stahl) zurück gewonnen. Dieses unzureichende 
Ressourcenmanagement bewirkt damit einen massiven Verlust an Stoffen, die dem 
potenziellen Stoffkreislauf entzogen werden. 
Grundsätzlich kann bei den beteiligten Akteuren ein ökonomisches Interesse vermutet 
werden, diese Stoffe verstärkt im Kreislauf zu führen: Die Automobilindustrie könnte ih-
re Abhängigkeit von den volatilen Rohstoffmärkten reduzieren und ihre Versorgungssi-
cherheit stärken (z.B. bei Kupfer). Die Recyclingindustrie hat Techniken und Anlagen 
entwickelt, mit denen Altfahrzeuge rentabel verwertet könnten, wenn diese in ausrei-
chender Anzahl als Input zur Verfügung stehen. In den Zielländern sind illegale Ent-
sorgungen mit erheblichen Umweltbelastungen verbunden. Gleichzeitig würde der Auf-
bau von Recyclinginfrastrukturen zu einer Belebung der einheimischen Wirtschaft bei-
tragen. Trotzdem sind die bestehenden Anreize und Politikinstrumente offensichtlich 
nicht ausreichend, um solche Investitionen, Kooperationen und Innovationen zu gene-
rieren, die für dieses Handlungsfeld notwendig wären.   
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Der zentrale Ansatz des hier untersuchten Anreizmechanismus ist die Aushandlung ei-
nes Vertrages (eines Covenants) zwischen Automobilherstellern und -zulieferern, der 
Recyclingindustrie sowie den zuständigen öffentlichen Stellen in den Export- und Ziel-
ländern. Dieser sollte langfristige Ziele zur Steigerung der Ressourcenproduktivität 
durch ein hochwertiges Recycling von Altfahrzeugen festlegen. In einem solchen Co-
venant werden sowohl die unterschiedlichen Verantwortlichkeiten der Akteure als auch 
Instrumente zur ihrer Operationalisierung, Umsetzung und Evaluation definiert. Die 
Vertragsparteien, Industrie-Unternehmen oder ihre Verbände verpflichten sich auf am-
bitionierte Ressourcenschutzziele, die Staaten garantieren für die Vertragslaufzeit sta-
bile und fördernde Rahmenbedingungen. Im Unterschied zu unverbindlichen Selbst-
verpflichtungen soll der Covenant prinzipiell auch vor Gericht einklagbar sein, gleich-
zeitig sollen im Vertrag wirksame Verfahren zur Streitbeilegung und Sankti-
onsmöglichkeiten vorgesehen werden, wenn Vertragspartner ihren Pflichten nicht 
nachkommen. Deutschland könnte in der EU die Initiative zum Abschluss eines derar-
tigen Covenants ergreifen. 
Durch einen derartigen Covenant bestände die Chance, einen Rahmen zu schaffen, 
Stoffkreisläufe auf einem internationalen Niveau weitgehend zu schließen. Die Vertei-
lung der bestehenden Kosten und Nutzen entlang der Wertschöpfungskette könnte im 
Vertrag flexibel geregelt werden und damit bestehende Blockaden (Gefangenen-
Dilemmata) überwunden werden. Neue Kooperationen zwischen den Industriesektoren 
und öffentlichen Stellen tragen zur Senkung von Transaktionskosten der Informations-
beschaffung bei, erhöhen damit gleichzeitig die Steuerungsfähigkeit der Staaten und 
die Akzeptanz der Unternehmen für solche Regelungen. Die erweiterte Verantwortung 
der Produzenten – hin zur Materialverantwortung – für die physischen und finanziellen 
Effekte ihrer Pro-dukte am Ende der Nutzungsphase würde nicht länger durch Exporte 
unterlaufen. Da-mit würden echte Anreize gesetzt, ein Design für Recycling zu stärken 
und bestehende Konflikte mit anderen umweltrelevanten Zielen, z.B. zum Kunststoff-
leichtbau zur Senkung des Benzinverbrauchs, entschärft. Gleichzeitig ist das Instru-
ment aber auch mit einer Vielzahl praktischer und rechtlicher Probleme und Risiken 
verbunden, die gegen diese potenziellen Vorteile abgewogen werden müssen. 
Ein internationaler Covenant zwischen mehreren Staaten und Industriesektoren exi-
stiert unseres Wissens nach bisher noch nicht, insofern liegen konkrete Praxiserfah-
rungen bisher noch nicht vor. Theoretischer Ausgangspunkt der Überlegungen zu ei-
nem internationalen Covenant ist die These, dass für die bisher mangelhafte Schlie-
ßung internationaler Stoffkreisläufe bei End of Life-Produkten vor allem Wissenspro-
bleme und Transaktionskosten verantwortlich sind. Zum einen existiert auf Recycling-
märkten ein Marktversagen, weil die asymmetrische Informationsverteilung effiziente 
Verträge behindert. Zum anderen hat der Staat nicht ausreichend Informationen, um 
das vorhandene Marktversagen optimal durch direkte Regulierung zu beheben; dieses 
Defizit vergrößert sich durch die internationale Dimension. Die Wissensunsicherheiten 
über die Inhaltstoffe und deren Charakteristika und Umweltfolgen überfordern die Ka-
pazitäten und Fähigkeiten der Umweltbehörden, um die Unternehmen zu einem Ver-




halten „beyond compliance“ zu bewegen. Das Know how und das Interesse an einer 
Rückholung wertvoller Metalle ist bei der Industrie tendenziell höher.  
Das betrachtete Handlungsfeld Autorecycling scheint für einen Covenant potenziell in-
teressant: Hohe spezifische Investitionen in die Recyclinginfrastruktur, komplexe Ab-
stimmungsprozesse im internationalen Prozess mit hohen Unsicherheiten über die 
Entwicklung der Rahmenbedingungen, gleichzeitig aber ein Markt mit einer über-
schaubaren Anzahl an Schlüsselakteuren, potenziell lukrative Märkte für Materialeffi-
zienz und Ressourcenschonung sowie eine Vielzahl von Zielländern der Gebraucht-
wagenexporte, die in ein einziges Vertragswerk einbezogen werden könnten. 
7.6 Innovationspolitische Instrumente: ein GreenTech Fund und Leucht-
turmprojekte 
In der vorliegenden Studie werden verschiedene Möglichkeiten zur Verbesserung von 
Materialeffizienz und Ressourcenschonung durch innovationspolitische Instrumente 
identifiziert. Während umweltpolitische Instrumente durch die Behebung der negativen 
Umweltexternalitäten sicherstellen sollen, dass Umweltinnovationen vor allem in der 
Diffusionsphase gegenüber herkömmlichen Produkten und Verfahren keine Wettbe-
werbsnachteile erleiden, setzt die Innovationspolitik in Anerkennung der Probleme von 
Spillovers traditionell vor allem in der ersten Innovationsphase in Form direkter Projekt-
förderung an. Allerdings besteht Handlungsbedarf im Bereich Materialeffizienz und 
Ressourcenschonung insbesondere auch in der zweiten Phase (Markteinführung) und 
in der dritten Innovationsphase (Diffusion): 
• Es besteht Bedarf an der Finanzierung von neuen Produkten und Prozessen 
durch Risikokapital, da sonst Ideen und Prototypen nicht realisiert und auf grü-
ne Wachstumspfade gebracht werden können.9 
• Es besteht ein Engpass bei der Diffusion bereits entwickelter Technologien in 
Unternehmen, da vielfältige betriebliche Barrieren zur Übernahme von Materi-
aleffizienzverbesserungen bestehen.  
Hier werden deshalb ausgewählte Instrumente insbesondere für die Markteinführungs- 
und Diffusionsphase bewertet und weiterentwickelt: 
• Erstens soll untersucht werden, ob die Markteinführung von Materialeffizienz-
Innovationen durch einen GreenTech-Fund erleichtert werden kann und wie 
dieser im Lichte innovationsökonomischer Erkenntnisse zielgerichtet für die 
Förderung von Umweltinnovationen auszugestalten ist.  
• Zweitens soll untersucht werden, ob und wie die Diffusion von Materialeffizienz-
Innovationen durch die Förderung von „Leuchtturmprojekten“ – mit einem Fo-
kus auf die Förderung von Systeminnovationen – verbessert werden kann. 
                                                
9 Vgl. dazu auch MaRess AP4. 
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Zentral ist also der Übergang von öffentlicher zu privater Finanzierung. Es sollen In-
strumente diskutiert und entwickelt werden, die vor allem zur Überwindung des “Valley 
of Death“ beitragen.  Tab. 7-2 veranschaulicht das Konzept. 
Tab. 7-2: Innovationsphasen und innovationspolitische Instrumente 
Innovationsphase Invention, R&D Start up, Markteinfüh-
rung 
Diffusion 
GreenTech-Funds    
Leuchtturmprojekte    
Quelle:  Eigene Darstellung (Rennings) 
Im Bereich Venture Capital scheint derzeit sowohl aus Sicht der Nachfrager als auch 
der Anbieter von Risikokapital kein GreenTech-Funds erforderlich zu sein, um das 
„Death Valley“ Problem des Übergangs von öffentlicher zu privater Finanzierung spe-
ziell im Bereich Material- und Ressourceneffizienz zu lösen. Den Investoren steht in 
diesem Bereich der High-Tech Gründerfonds offen, und der Vorteil dieses Fonds ist, 
dass er auch Firmen abdeckt, die zwar Potenziale im Bereich Material- und Ressour-
ceneffizienz aufweisen, aber sich selbst eher in andere Sektoren einordnen. Der Vor-
schlag besteht darin, den Fonds durchaus technologieoffen zu belassen (Material- und 
Ressourceneffizienz als Querschnittskriterium, nicht als spezieller Fonds), aber allge-
meine Kriterien zur Material- und Ressourceneffizienz für die Bereitstellung von Ven-
ture Capital aufzunehmen. 
Leuchtturmprojekte können einen Beitrag leisten, um den langen Zeitraum von der öf-
fentlich finanzierten Forschung und Demonstration bis zur privaten Finanzierung der 
Markterschließung zu überbrücken und Nutzer einzubeziehen. Systeminnovationen 
lassen sich in diesem Rahmen durch eine Politik des Nischen- und Transitionsmana-
gements nach dem Beispiel der Niederlande auf den Weg bringen. Eine deutsche Va-
riante könnte so aussehen, dass die Zielformulierung bei der deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie verbleibt sowie die Themenfestsetzung bei der Hightech-Strategie und 
dem Masterplan Umwelttechnologien, und dass als Idee des Transitionsmanagements 
der Gedanke übernommen wird, dass Leuchtturmprojekte in langfristige Transiti-
onspfade eingebettet sein müssen (siehe Tab. 7-3).  
Tab. 7-3:  Vorgeschlagene Variante des Transitionsmanagements in Deutschland 
 Ebene Ausgestaltung in Deutschland 





3 Projekte Einbettung von Leuchtturmprojekten in Transitionspfade 
Quelle:  Eigene Darstellung (Rennings) 




7.7 Exportförderung im Bereich Recycling- und Effizienztechnik 
Aufgrund der positiven institutionellen Rahmenbedingungen und jahrzehntelanger Er-
fahrung haben sich deutsche Unternehmen in vielen Bereichen der Recycling- und 
Entsorgungstechnologien eine weltweite Technologieführerschaft erarbeitet und verfü-
gen über ausgezeichnete Potenziale, in diesem Wachstumsmarkt der Zukunft ent-
scheidend mitzuwirken und mit ihren fortschrittlichen Technologien und Verfahren zu 
einer Verbesserung der weltweiten Ressourceneffizienz beizutragen. Zum Erreichen 
dieses Globalziels bedarf es entsprechender institutioneller Rahmenbedingungen, die 
deutsche Unternehmen wirksam bei ihren Exportgeschäften unterstützen. Diese sollten 
teils grundlegend sein, um bestehende Verzerrungen abzubauen, und teils inkremental 
um bestehende Potenziale auszuschöpfen; letzteres wird in der entsprechenden Teil-
studie mittels einer Befragung untersucht. 
Insgesamt zeigen die dargelegten Bewertungen und Diskussionen der Instrumente zur 
Exportförderung im Bereich der Recycling- und Effizienztechnik, dass die von der RE-
Tech-Initiative identifizierten Instrumente sehr hohe Bedeutung für die Exportmöglich-
keiten von Unternehmen haben und im Gesamtbild sehr positiv beurteilt werden. Den-
noch konnten auch Schwächen aufgezeigt werden, aus denen Handlungsbedarf abge-
leitet werden konnte. 
Abb. 7-2:  Handlungsempfehlungen nach Handlungsfeldern in der Übersicht 
 
Quelle: Eigene Darstellung (CSCP) 
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Auch wenn die Instrumente des Handlungsfeldes Finanzierung und Risikoabsicherung 
mit Abstand als am nützlichsten und wirksamsten angesehen wurden, so fehlt es of-
fenbar an Übersichtlichkeit und Unterstützung besonders für kleine Unternehmen. Eine 
Reduzierung der Komplexität der verschiedenen Angebote sowie kostengünstige und 
auf das jeweilige Unternehmen zugeschnittenen Beratungsleistungen für die Selektion 
geeigneter Instrumente wäre wünschenswert.  
Die Instrumente im Handlungsfeld der Vertriebsunterstützung wurden hinsichtlich ihrer 
Wirksamkeit diffuser eingeschätzt. Während Unterstützung zur Teilnahme an Messen 
und die Bereitstellung von Informationen über internationale Ausschreibungen und auf 
Internetplattformen als sehr wirksam bewertet wurden, wurden vor allem Unternehmer-
reisen und die Nützlichkeit von nicht auf Provision basierender Unternehmensberatung 
als Instrumente zur Unterstützung des Exports von den Befragten sehr kritisch gese-
hen. Wie schon im Handlungsfeld Finanzierung und Risikoabsicherung stellt die Kom-
plexität der Fördermöglichkeiten Unternehmen vor Probleme und sollte deshalb redu-
ziert werden. Unternehmerreisen sollten mit stärkerer Fokussierung auf einen Fachbe-
reich durchgeführt werden. Bei der Förderung von Leuchturmprojekten sollte mehr 
Transparenz geschaffen werden, um einen unverzerrten Wettbewerb sicher zu stellen. 
Die Instrumente im Handlungsfeld Networking wurden zurückhaltend bewertet. Zwar 
wurden sie nicht als unwirksam oder unnützlich bezeichnet, aber ihnen wurde auch 
keine Priorität eingeräumt. Die Effizienz von Kooperationsbörsen sollte durch besseren 
Abgleich von Interessen und Erwartungen erhöht werden, indem im Vorfeld die poten-
ziellen Teilnehmer so ausgewählt werden, dass diese auch wirklich über ein überein-
stimmendes Interesse verfügen.  
Wünschenwert wäre die Vernetzung von deutschen Unternehmen der Recycling- und 
Effizienztechnik mit „grassroot innovators“ in Ländern mit „schwierigen Exportbedin-
gungen“ durch das neu zu schaffende Instrument der Open Source Online-Plattform. 
Dies könnte Technologien in Regionen verfügbar machen, die gegenwärtig über kei-
nen Marktzugang verfügen sowie darüberhinaus Innovationen in Form von lokal ange-
passten Technologien ermöglichen und damit durch die Bereicherung unternehmischer 
Optionen auch zu Vorteilen für deutsche Unternehmen sowie einer insgesamt verbes-
serten Ressourceneffizienz beitragen.  
Die Instrumente der Handlungsfelder Informationen für und über den Zielmarkt wurden 
von den Befragten in der Gesamtschau positiv bewertet. Bei den Instrumenten des 
Handlungsfelds Informationen für die Zielmärkte stechen die Instrumente der Beteili-
gung an internationalen Konferenzen, Kongressen und Messen heraus. Informations-
zeitschriften für Zielmärkte scheinen hingegen von onlinebasierten Angeboten wie In-
ternetplattformen in ihrer Wirksamkeit überholt zu werden. Onlinediskussionsforen für 
die Bereitstellung von Informationen über Zielmärkte wird aber keinerlei Bedeutung 
zugesprochen. Sehr nützlich hingegen ist die Bereitstellung von Informationen über 
Zielländer auf Internetplattformen sowie Datenbanken, die internationale Ausschrei-
bungen beinhalten. Branchenführer, Fach- und Informationszeitschriften sollten stärker 
online verfügbar gemacht werden und Newsletterdienste spezialisierter und übersicht-




licher bereitgestellt werden um somit auch der stark steigenden Zahl an Internetnut-
zern in Entwicklungs- und Schwellenländern gerecht zu werden. Konferenzen und 
Workshops über Zielmärkte sollten verstärkt direkt in den Zielländern stattfinden und 
die interkulturelle Kompetenz durch ein erweitertes Angebot an interkulturellen Trai-
nings für Unternehmensvertreter gestärkt werden. Die Übersichtlichkeit und Anwender-
freundlichkeit von Online-Angeboten für Informationen über Zielmärkte sollte weiter 
verbessert werden.  
Die Wirkung der Instrumente im Handlungsfeld des Capacity Building sind hingegen für 
Unternehmen weniger greifbar, wurden von den Befragten aber trotzdem vor allem in 
der langen Frist als sinnvoll erachtet. Als besonders wirksam zur Förderung des Expor-
tes wurde in diesem Handlungsfeld das Instrument der „Best-Practice“ Beispiele ein-
geschätzt. Die Erfahrungen mit Städtepartnerschaften ist hingegen gering und ihre 
Wirksamkeit ist ähnlich wie die der Kooperation auf Ebene von Ministerien für Unter-
nehmen kaum spürbar. Wünschenswert wäre die verstärkte Durchführung von Maß-
nahmen des Capacity Buildings direkt vor Ort unter den lokalen Bedingungen des Ziel-
lands. Darüber hinaus ist die Verknüpfung von Aktivitäten des Capacity Buildings mit 
Online-Plattformen wie beispielsweise Karriereplattformen wünschenswert. Die Umset-
zung dieser Maßnahmen würde die Verbreitung von Produkten und Dienstleistungen 
zur Erhöhung der Material- und Ressourceneffizienz fördern und somit einen Beitrag 
zur Lösung der übergeordneten ökologischen sowie ökonomischen und sozialen Pro-
bleme leisten können. 
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